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gans und, soweit dies nach dem Recht des Staates, 
dem das Kind angehört, erforderlich ist, die Zustim­
mung des Kindes beizubringen.

(3) Wird das Kind durch Ehegatten angenommen, 
von denen g-iner dem einen Vertragspartner, der an­
dere dem anderen Vertragspartner angehört, so muß 
die Annahme oder ihre Aufhebung den in den Ge­
bieten beider Vertragspartner geltenden Bestimmungen 
entsprechen.

Artikel 38
Zuständig für das Verfahren betreffend Annahme an 

Kindes Statt oder ihre Aufhebung sind die Organe des 
Vertragspartners, dem der Annehmende zur Zeit der 
Annahme oder der Aufhebung angehört. Im Fall des 
Artikels 37 Absatz .3 ist das Organ zuständig, in des­
sen Bezirk die Ehegatten ihren gemeinsamen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben oder zuletzt ge­
habt haben.

3. Vormundschaft und Pflegschaft

Artikel 39
(1) Für die Anordnung und Aufhebung der Vor­

mundschaft und Pflegschaft gelten die Gesetze des 
Vertragspartners, dessen Staatsbürger die unter Vor­
mundschaft oder Pflegschaft zu stellende Person (im 
weiteren Text Mündel genannt) ist.

(2) Das Rechtsverhältnis zwischen Vormund oder 
Pfleger und Mündel bestimmt sich nach den Gesetzen 
des Vertragspartners, dessen Organ den Vormund oder 
Pfleger bestellt hat.

(3) Die Pflicht zur Übernahme einer Tätigkeit als 
Vormund oder Pfleger bestimmt sich nach den Ge­
setzen des Vertragspartners, dessen Staatsbürger die 
Person ist, die als Vormund oder Pfleger bestellt wer­
den soll.

Artikel 40
(1) Über die Anordnung und Aufhebung der Vor­

mundschaft oder Pflegschaft entscheidet, soweit dieser 
Vertrag nichts anderes bestimmt, das Organ des Ver­
tragspartners, dessen Staatsbürger der Mündel ist.

(2) Entscheidungen über die Anordnung und Auf­
hebung der Vormundschaft oder Pflegschaft, die von 
den Organen eines Vertragspartners in bezug auf die 
eigenen Staatsbürger getroffen worden sind, werden 
auf dem Territorium des anderen Vertragspartners 
anerkannt und haben dort Rechtskraft.

Artikel 41
(1) Werden auf dem Territorium des einen Vertrags­

partners Maßnahmen zum Schutze der Interessen 
eines Staatsbürgers des anderen Vertragspartners not­
wendig, dessen Aufenthalt, oder Vermögen auf dem 
Territorium dieses Vertragspartners liegen, so setzt 
das zuständige Organ dieses Vertragspartners unver­
züglich die diplomatische oder konsularische Vertre­
tung des anderen Vertragspartners davon in Kenntnis.

(2) In dringenden Fällen veranlaßt das zuständige 
Organ die notwendigen vorläufigen Maßnahmen gemäß 
seinen innerstaatlichen Gesetzen, worüber es die diplo­
matische oder konsularische Vertretung gemäß Ab­
satz 1 dieses Artikels unverzüglich in Kenntnis setzt. 
Die vorläufigen Maßnahmen bleiben bis zur anderwei­
tigen Entscheidung durch das zuständige Organ des

anderen Vertragspartners in Kraft, wovon das Organ, 
welches die vorläufigen Maßnahmen getroffen hat, in 
Kenntnis gesetzt wird.

Artikel 42
(1) Das nach Artikel 40 Absatz 1 dieses Vertrages 

zuständige Organ kann die Führung der Vormund­
schaft oder Pflegschaft an das Organ des anderen Ver­
tragspartners abgeben, wenn der Mündel seinen Wohn­
sitz oder Aufenthalt auf dem Territorium dieses Ver­
tragspartners hat. Die Abgabe der Führung der Vor­
mundschaft oder Pflegschaft wird wirksam, sobald das 
ersuchte Organ die Führung der Vormundschaft oder 
Pflegschaft übernommen und das ersuchende Organ 
davon in Kenntnis gesetzt hat.

(2) Das Organ des Vertragspartners, welches gemäß 
Absatz 1 dieses Artikels die Führung der Vormund­
schaft oder Pflegschaft übernommen hat, führt die 
Vormundschaft oder Pflegschaft nach seinen inner­
staatlichen Gesetzen. Es ist nicht befugt, Entscheidun­
gen über den Personenstand des Mündels zu treffen.

4. Nachlaßsachen

Artikel 43 
Gleichstellung in Erbangelegenheitcn

(1) Die Staatsbürger des einen Vertragspartners kön­
nen auf dem Territorium des anderen Vertragspart­
ners Vermögen und Rechte auf Grund von gesetzlicher 
oder testamentarischer Erbfolge unter den gleichen

' Voraussetzungen und in dem gleichen Umfange wie 
Staatsbürger dieses Vertragspartners erwerben.

(2) Die Staatsbürger des einen Vertragspartners kön­
nen über Vermögen, das sich auf dem Territorium des 
anderen, Vertragspartners befindet, letztwillige Ver­
fügungen treffen.

Artikel 44 
Anzuwendendes Erbrecht

(1) Das Erbrecht* hinsichtlich beweglichen Vermögens 
richtet sich nach dem Recht des Vertragspartners, dessen 
Angehöriger der Erblasser zur Zeit des Todes war.

(2) Das Erbrecht hinsichtlich unbeweglichen Ver­
mögens richtet sich nach dem Recht des Vertragspart­
ners, auf dessen Territorium sich das Vermögen befin­
det.

Artikel 45 
Letztwillige Verfügungen

(1) Die Fähigkeit zur Errichtung oder Aufhebung 
einer letztwilligen Verfügung sowie ihre Anfechtung 
auf Grund von Willensmängeln des Verfügenden be­
stimmt sich nach den Gesetzen des Vertragspartners, 
dessen Staatsbürger der Verfügende zum- Zeitpunkt 
der Errichtung oder Aufhebung der letztwilligen Ver­
fügung war.

(2) Die Form der Errichtung oder Aufhebung einer 
letztwilligen Verfügung bestimmt sich nach den Ge­
setzen des Vertragspartners, dessen Staatsbürger der 
Verfügende zum Zeitpunkt der Errichtung oder Auf­
hebung der letztwilligen Verfügung war. Eine letzt­
willige Verfügung ist hinsichtlich der Form der Er­
richtung oder Aufhebung auch dann rechtsgültig, wenn 
die Gesetze des Vertragspartners beachtet wurden, auf 
dessen Territorium die letztwillige Verfügung errichtet 
oder aufgehoben wurde.


